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1. Ziel des Entwurfes 

Das neue Gesetz (HGöD) schafft die Grundlage für eine deutliche Neuausrichtung der Hoch-

schulen, wobei insbesondere die Öffnung für nicht verbeamtete Personen im Fokus steht. 

Während die Studienangebote bislang primär auf die Beamtenlaufbahn zugeschnitten wa-

ren, reagiert der Gesetzgeber nun auf den wachsenden Qualifizierungsbedarf im privaten 

Sektor und im Angestelltenverhältnis. Die Hochschulen erhalten damit die Freiheit, ihr Auf-

gabenprofil grundlegend zu erweitern und Bachelor- sowie Masterstudiengänge auch für 

diesen neuen Personenkreis anzubieten. 

Flankiert wird diese Öffnung durch eine stärkere Autonomie bei der individuellen Profilbil-

dung und modernisierte Strukturen. Neben verbesserten Unterstützungsangeboten, wie 

der psychosozialen Beratung und Beauftragten für Inklusion, setzt das Gesetz auf digitale 

Fortschritte wie Online-Wahlen und effizientere Verwaltungsprozesse. Insgesamt ermög-

licht das HGöD den Hochschulen eine flexible Weiterentwicklung, um den Anforderungen 

einer modernen Arbeitswelt über das klassische Beamtenverhältnis hinaus gerecht zu wer-

den. 

2. Kritik der komba gewerkschaft nrw 

Das neue Gesetz leitet in Verbindung mit der Regelung des § 6 Abs. 4 Nr. 1 LBG NRW eine 

besorgniserregende Kehrtwende in der Ausbildung des öffentlichen Dienstes ein, die den 

bewährten Beamtenstatus auf Widerruf massiv entwertet. Denn im Jahr 2025 wurde § 6 Abs. 

4 Nr. 1 LBG NRW dergestalt geändert, dass vom Vorbereitungsdienst abgesehen werden 

kann, wenn der*die Bewerber*in über eine inhaltlich den Anforderungen des Vorbereitungs-

dienstes entsprechende Qualifikation verfügt. Diese Regelung soll nun noch durch den Ge-

setzesentwurf zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes angepasst werden. 

Durch die weitreichende Öffnung der Hochschulen für nicht verbeamtete Personen und die 

Möglichkeit, Bachelor- oder Masterabschlüsse in einem bloßen öffentlich-rechtlichen Aus-

bildungsverhältnis zu erwerben, wird die Möglichkeit geschaffen, eine den Anforderungen 

des Vorbereitungsdienstes entsprechende Qualifikation zu erwerben. Damit wird das Beam-

tenverhältnis auf Widerruf als Kernfundament der Ausbildung im Berufsbeamtentum aus-

gehöhlt.  

Anstatt auf die frühzeitige Bindung und das besondere Treueverhältnis zu setzen, wird die 

Ausbildung zu einem beliebigen, marktkonformen Studienangebot degradiert. Dies führt zu 

einer gefährlichen Zersplitterung der Ausbildungsgruppen: Wenn im selben Hörsaal Be-

amt*innen auf Widerruf neben Studierenden ohne Status sitzen, entsteht eine „Zweiklas-

sengesellschaft“, die die Identifikation mit dem Dienstherrn bereits im Keim erstickt. 

Zudem wird die Exklusivität des Zugangsweges geopfert: Der Beamtenstatus auf Widerruf 

verliert seinen Charakter als attraktives Alleinstellungsmerkmal im Wettbewerb um Talente. 

Vielmehr riskieren die Hochschulen durch die allgemeine Akkreditierung der Abschlüsse ei-

nen „Brain Drain“, bei dem der Staat die Ausbildung finanziert, die Absolventen aber ohne 

jede Bindungswirkung direkt in die Privatwirtschaft abwandern.  
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Diese Reform schwächt unter dem Deckmantel der Flexibilisierung die soziale Absicherung 

der Nachwuchskräfte. Sie erhalten keine Anwärterbezüge, sondern nur Unterhaltshilfe, die 

einseitig durch den Arbeitgebenden (Land oder Kommune) festgelegt wird. Im öffentlich-

rechtlichen Ausbildungsverhältnis unterliegen sie einer weitgehenden Sozialversicherungs-

pflicht, die sie rechtlich eher mit einem normalen Arbeitnehmenden als mit einem*einer Be-

amt*in vergleichbar macht. Der entscheidende Unterschied liegt darin, dass sie in der ge-

setzlichen Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung voll versicherungspflichtig sind. 

Das bedeutet, dass von ihrer Unterhaltsbeihilfe monatlich Beiträge an die Krankenkasse 

und die Bundesagentur für Arbeit abgeführt werden. 

In der Praxis führt diese Konstruktion dazu, dass ihr Nettoverdienst spürbar niedriger aus-

fällt als bei Anwärter*innen im Beamtenverhältnis, da die Abzüge für Kranken- und Arbeits-

losenversicherung bei der Unterhaltsbeihilfe direkt das verfügbare Einkommen reduzieren. 

Dies macht diese Ausbildung unattraktiv.  

Zugleich wird die langfristige Stabilität und Loyalität innerhalb der Verwaltung geschwächt, 

da der Beamtenstatus zunehmend zum optionalen „Anhängsel“ herabgestuft wird. 

Aus diesen Gründen lehnt die komba gewerkschaft nrw diese Reform ab. 

Zu den einzelnen Änderungen werden keine Einwände erhoben. 
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